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Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses 
 

über die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 109 „Gewerbe- und Industriegebiet 

Beisenbusch“ im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB gemäß § 10 BauGB mit 

Begründung 

 

 

Der Rat der Gemeinde Nottuln hat in seiner Sitzung am 30.05.2012 die 2. Änderung des 

Bebauungsplans Nr. 109 „Gewerbe- und Industriegebiet Beisenbusch“ der Gemeinde Nottuln 

gemäß § 10 BauGB in der derzeit geltenden Fassung als Satzung beschlossen und die zugehörige 

Begründung gebilligt.  

 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 109 „Gewerbe- und Industriegebiet 

Beisenbusch“, der auch dem Änderungsbereich entspricht, ergibt sich aus der beigefügten 

Übersichtsskizze. Er befindet sich zwischen den Ortsteilen Nottuln und Appelhülsen und wird im 

Südwesten begrenzt durch die Bundesstraße 525; die Kreisstraße 11 durchquert das Gebiet. Ziel 

der Änderung war insbesondere eine Änderung der Erschließungssituation im Eingangsbereich des 

Gebietes sowie eine Änderung der Gestaltungsfestsetzung zu Werbeanlagen. 
 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes (ohne Maßstab) 
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Bekanntmachungsanordnung: 

 

Vorstehende Satzung wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung wird die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 109 „Gewerbe- und 

Industriegebiet Beisenbusch“ rechtsverbindlich. 

Die vorgenannte Satzung einschließlich ihrer Begründung kann ab sofort dauerhaft von 

jedermann bei der  

 

Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln, FB 3 Bau- und Ordnung 

 

während, der allgemeinen Dienststunden und zwar: 

eingesehen werden. Auf Verlangen wird über den Inhalt Auskunft gegeben. 

 
Mo. – Fr.       8.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
Mo., Di., Mi., 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Do.    14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 
 

 

Gemäß § 215 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der derzeit geltenden Fassung wird auf die 

Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften, sowie auf die 

Rechtsfolgen gemäß den §§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 und 215 Abs. 1 BauGB und der 

Gemeindeordnung NRW 1994 § 7 Abs. 6 hingewiesen. 

 

Hinweise: 

 

Die entsprechenden Gesetzesvorschriften lauten wie folgt: 

 

1. Baugesetzbuch § 44 Abs. 3, Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4: 

  

(3) „Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den 

         §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann 

         die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Ent- 

         schädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.“  

 

(4) „Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ab- 

         lauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3, Satz 1 bezeichneten Vermögens 

         nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.“  
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2. Baugesetzbuch § 215 Abs. 1:  

 

(1) „Unbeachtlich werden:  

1.  eine nach § 214 Abs. 1, Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be- 

 zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs.2 beachtliche Verletzung der Vor- 

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und Flächennutzungsplans und 

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 

 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 

Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 

Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 

Abs. 2a beachtlich sind.“ 

 

3. Gemeindeordnung NW 1994 § 7 Abs. 6:  

 

(6) „Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 

Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 

eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn:  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeige- 

  verfahren wurde nicht ordnungsgemäß durchgeführt,  

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  

d) der Form oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.“

  

 

 

Nottuln, 26.06.2012 

 

 

 

 

Peter Amadeus Schneider 

Bürgermeister 
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Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses 
 

über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 109 „Gewerbe- und Industriegebiet 

Beisenbusch“ im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB gemäß § 10 BauGB mit 

Begründung 

 

 

Der Rat der Gemeinde Nottuln hat in seiner Sitzung am 30.05.2012 die 3. Änderung des 

Bebauungsplans Nr. 109 „Gewerbe- und Industriegebiet Beisenbusch“ der Gemeinde Nottuln 

gemäß § 10 BauGB in der derzeit geltenden Fassung als Satzung beschlossen und die zugehörige 

Begründung gebilligt.  

 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 109 „Gewerbe- und Industriegebiet 

Beisenbusch“, der auch dem Änderungsbereich entspricht, ergibt sich aus der beigefügten 

Übersichtsskizze. Er befindet sich zwischen den Ortsteilen Nottuln und Appelhülsen und wird im 

Südwesten begrenzt durch die Bundesstraße 525; die Kreisstraße 11 durchquert das Gebiet. Ziel 

der Änderung war eine Anpassung der gestalterischen Festsetzungen zu Werbeanlagen. 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes (ohne Maßstab) 

 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

 

Vorstehende Satzung wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung wird die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 109 „Gewerbe- und 

Industriegebiet Beisenbusch“ rechtsverbindlich. 

Die vorgenannte Satzung einschließlich ihrer Begründung kann ab sofort dauerhaft von 

jedermann bei der  

Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln, FB 3 Bau- und Ordnung 

während, der allgemeinen Dienststunden und zwar: 
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Mo. – Fr.       8.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
Mo., Di., Mi., 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Do.    14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 
 

 

eingesehen werden. Auf Verlangen wird über den Inhalt Auskunft gegeben. 

 

 

Gemäß § 215 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der derzeit geltenden Fassung wird auf die 

Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften, sowie auf die 

Rechtsfolgen gemäß den §§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 und 215 Abs. 1 BauGB und der 

Gemeindeordnung NRW 1994 § 7 Abs. 6 hingewiesen. 

 

Hinweise: 

 

Die entsprechenden Gesetzesvorschriften lauten wie folgt: 

 

4. Baugesetzbuch § 44 Abs. 3, Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4: 

  

(5) „Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den 

         §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann 

         die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Ent- 

         schädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.“  

 

(6) „Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ab- 

         lauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3, Satz 1 bezeichneten Vermögens 

         nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.“  

 

5. Baugesetzbuch § 215 Abs. 1:  

 

(2) „Unbeachtlich werden:  

1.  eine nach § 214 Abs. 1, Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be- 

 zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs.2 beachtliche Verletzung der Vor- 

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und Flächennutzungsplans und 

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 

 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 

Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 

Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 

Abs. 2a beachtlich sind.“ 

 

6. Gemeindeordnung NW 1994 § 7 Abs. 6:  
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(6) „Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 

Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 

eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn:  

b) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeige- 

  verfahren wurde nicht ordnungsgemäß durchgeführt,  

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  

e) der Form oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.“

  

 

 

Nottuln, 26.06.2012 

 

 

 

 

Peter Amadeus Schneider 

Bürgermeister 
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A m t l i c h e  B e k a n n t m a c h u n g   

über die Öffentliche Auslegung des Entwurfes der 4. Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. 109  „Gewerbe- und Industriegebiet Beisenbusch“                       

(§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch) im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB 

 

 

Mit dieser amtlichen Bekanntmachung wird auf die öffentliche Auslegung des 

Bebauungsplanentwurfes der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 109 „Gewerbe- und 

Industriegebiet Beisenbusch“ vom 18.07.2012 bis zum 17.08.2012 im vereinfachten 

Verfahren gemäß § 13 BauGB hingewiesen. 

 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 109 „Gewerbe- und Industriegebiet 

Beisenbusch“ ergibt sich aus der beigefügten Übersichtsskizze. Er befindet sich zwischen den 

Ortsteilen Nottuln und Appelhülsen und wird im Südwesten begrenzt durch die Bundesstraße 525; 

die Kreisstraße 11 durchquert das Gebiet. Die Änderung umfasst den gesamten Geltungsbereich 

des Bebauungsplanes. 

 
 

 

ohne Maßstab 

 Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 109 „Gewerbe- und Industriegebiet“ 

Ziel des Änderungsverfahrens ist es, kleine Gebäude von der bestehenden Verpflichtung 

zur Dachbegrünung auszunehmen. 
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Der Bebauungsplanentwurf und seine Begründung liegen nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 

für die Dauer eines Monats, vom 18.07.2012 bis einschließlich 17.08.2012, bei der  

 

Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln 

FB 3 Bau- und Ordnung, im Flur vor den Zimmern 714 und 715 

 

 in der Zeit 

Mo. – Fr.      8.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
Mo., Di., Mi., 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Do.    14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 

 

zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.  
 
Da es sich um ein vereinfachtes Änderungsverfahren gemäß § 13 BauGB handelt, wird 
von einer Umweltprüfung im Sinne von § 2 Abs. 4 BauGB abgesehen. 

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich oder mündlich zur 

Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 

bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag 

nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (Normenkontrollklage) ist unzulässig, wenn 

die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen der 

öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend 

machen können.    

 

 

 

Nottuln, 26.06.2012 

 

 

 

Peter Amadeus Schneider   

Der Bürgermeister 
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 Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses 

 

über die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 120 „Alte Mühle“ 
(im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB) 

gemäß § 10 BauGB der Gemeinde Nottuln mit Begründung 

 

Der Rat der Gemeinde Nottuln hat in seiner Sitzung am 03.07.2012 den Bebauungsplan Nr. 120 

„Alte Mühle“ der Gemeinde Nottuln gemäß § 10 BauGB in der derzeit geltenden Fassung als 

Satzung beschlossen und die zugehörige Begründung gebilligt.  

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 120 „Alte Mühle“ befindet sich im Norden 

des Ortsteils Nottuln, nordwestlich des nahegelegenen historischen Ortskerns. Die genaue 

Abgrenzung ist der beigefügten Übersichtsskizze zu entnehmen.   

 

 
  Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 120 „Alte Mühle“, ohne Maßstab 
 

Bekanntmachungsanordnung: 

Vorstehende Satzung wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung wird der Bebauungsplan Nr. 120 „Alte Mühle“ 

rechtsverbindlich. 

Die vorgenannte Satzung einschließlich ihrer Begründung kann ab sofort dauerhaft von 

jedermann bei der  

 

Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln, FB 3 Bau- und Ordnung 

 

105 

Geltungsbereich 
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während, der allgemeinen Dienststunden und zwar: 

 

Mo. – Fr.        8.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
Mo., Di., Mi., 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Do.    14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 
eingesehen werden. Auf Verlangen wird über den Inhalt Auskunft gegeben. 

 

Gemäß § 215 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der derzeit geltenden Fassung wird auf 

die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften, sowie auf 

die Rechtsfolgen gemäß den §§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 und 215 Abs. 1 

BauGB und der Gemeindeordnung NRW 1994 § 7 Abs. 6 hingewiesen. 

 

Hinweise: 

 

Die entsprechenden Gesetzesvorschriften lauten wie folgt: 

 

7. Baugesetzbuch § 44 Abs. 3, Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4: 

  

(7) „Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den 

         §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann 

         die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Ent- 

         schädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.“  

 

(8) „Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ab- 

         lauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3, Satz 1 bezeichneten Vermögens 

         nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.“  

 

8. Baugesetzbuch § 215 Abs. 1:  

 

(3) „Unbeachtlich werden:  

1.  eine nach § 214 Abs. 1, Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort be- 

 zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs.2 beachtliche Verletzung der Vor- 

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und Flächennutzungsplans und 

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 

 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 

Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 

Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 

Abs. 2a beachtlich sind.“ 
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9. Gemeindeordnung NW 1994 § 7 Abs. 6:  

 

(6) „Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 

Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 

eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn:  

c) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeige- 

  verfahren wurde nicht ordnungsgemäß durchgeführt,  

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  

f) der Form oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt.“  

 

 

Nottuln, den 04.07.2012 

 

 

 

Peter Amadeus Schneider   

Der Bürgermeister 
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A m t l i c h e  B e k a n n t m a c h u n g   

über die Öffentliche Auslegung des Entwurfes der  

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 124  „Ehemalige Molkerei, Appelhülsen“                       

(§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch) im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB 

 

Mit dieser amtlichen Bekanntmachung wird auf die öffentliche Auslegung des 

Bebauungsplanentwurfes der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 124 „Ehemalige 

Molkerei, Appelhülsen“ vom 18.07.2012 bis zum 17.08.2012 im vereinfachten Verfahren 

gemäß § 13 BauGB hingewiesen. 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 124 befindet sich am südlichen 

Ortsrand des Ortsteils Appelhülsen. Die genaue Abgrenzung ist der beigefügten 

Übersichtsskizze zu entnehmen. 

Die Änderung umfasst den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes. 

 

 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes (ohne Maßstab) 

 

Ziel des Änderungsverfahrens ist insbesondere eine Anpassung der festgesetzten Trauf- 

und Firsthöhen sowie eine Änderung einer festgesetzten Baulinie. 
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Der Bebauungsplanentwurf und seine Begründung liegen nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 

für die Dauer eines Monats, vom 18.07.2012 bis einschließlich 17.08.2012, bei der  

 

Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln 

FB 3 Bau- und Ordnung, im Flur vor den Zimmern 714 und 715 

 

 in der Zeit 

Mo. – Fr.      8.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
Mo., Di., Mi., 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Do.    14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 

 

    
zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.  
 
Da es sich um ein vereinfachtes Änderungsverfahren gemäß § 13 BauGB handelt, wird 
von einer Umweltprüfung im Sinne von § 2 Abs. 4 BauGB abgesehen. 
 

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich oder mündlich zur 

Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 

bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag 

nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (Normenkontrollklage) ist unzulässig, wenn 

die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen der 

öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend 

machen können.  

 

Nottuln, 26.06.2012 

 

 

 

Peter Amadeus Schneider   

Der Bürgermeister 
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Bezirksregierung Münster 
Flurbereinigungsbehörde 
 

Flurbereinigung Berkelaue II 
Az.: 33.7 – 23 06 3 - 

48653  
 

Coesfeld, 14. Juni 2012 

Leisweg 12  
Tel. 02541/911-144 

 
 
Öffentliche Bekanntmachung 

 
Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte 

 
Die Bezirksregierung Münster - Flurbereinigungsbehörde - hat durch Beschluss vom  08.09.2006 
sowie durch weitere Einzelbeschlüsse das Flurbereinigungsverfahren Berkel-aue II nach 
Maßgabe des § 86 Flurbereinigungsgesetz - (FlurbG) vom 16.03.1976 in der derzeit gültigen 
Fassung - angeordnet und das Flurbereinigungsgebiet unter anderem für die nachstehend 
aufgeführten Grundstücke festgestellt: 
 

Kreis Gemeinde Gemarkung Flur Flurstücke  

Coesfeld Nottuln Darup 9 62, 64, 642, 878, 947, 962 

 

Eine öffentliche Bekanntmachung der Zuziehung der vorgenannten Flurstücke zum 
Flurbereinigungsverfahren Berkelaue II ist bisher nicht erfolgt. Die erforderliche Aufforderung zur 
Anmeldung unbekannter Rechte für diese Grundstücke wird hiermit nachgeholt. 
 
Die Beteiligten werden gemäß § 14 FlurbG aufgefordert, Rechte an den oben genannten 
Grundstücken, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am 
Flurbereinigungsverfahren berechtigen, innerhalb einer Frist von drei Monaten  nach 
erfolgter Bekanntmachung bei der Bezirksregierung Münster, Flurbereinigungsbehörde, 
Leisweg 12, 48653 Coesfeld, schriftlich oder zur Niederschrift anzumelden. 
 
Zu diesen Rechten gehören zum Beispiel nicht eingetragene dingliche Rechte an Grundstücken 
oder Rechte an solchen Rechten sowie persönliche Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung von 
Grundstücken berechtigen oder die Nutzung von Grundstücken beschränken. 
 
Nach fruchtlosem Ablauf der Frist besteht kein Anspruch auf Beteiligung. 
 
Werden Rechte erst nach Ablauf der bezeichneten Frist angemeldet oder nachgewiesen, so kann 
die Flurbereinigungsbehörde die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gemäß § 14 Abs. 
2 FlurbG gelten lassen. 
 
Der Inhaber eines der bezeichneten Rechte muss nach § 14 Abs. 3 FlurbG die Wirkung eines vor 
der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte, 
dem gegenüber die Frist durch Bekanntgabe dieser Aufforderung zuerst in Lauf gesetzt worden 
ist. 
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Von der Bekanntgabe dieser Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte an gelten 
für die vorgenannten Flurstücke folgende zeitweilige Einschränkungen, die bis zur 
Unanfechtbarkeit des Nachtrags zum Flurbereinigungsplan, in dem die Flurstücke 
endgültig einem Zuteilungsempfänger zugeteilt werden, wirksam sind: 
 
1. In der Nutzungsart des Grundstückes dürfen ohne Zustimmung der 

Flurbereinigungsbehörde nur Änderungen vorgenommen werden, die zum 

ordnungsmäßigen Wirtschaftsbetrieb gehören (§ 34 Abs. 1 Nr. 1 FlurbG). 
 

2. Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedigungen, Hangterrassen und ähnliche Anlagen dürfen 
nur mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, hergestellt, wesentlich verändert 

oder beseitigt werden (§ 34 Abs. 1 Nr. 2 FlurbG). 
 

3. Obstbäume, Beerensträucher, einzelne Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze dürfen nur 
in Ausnahmefällen, soweit landeskulturelle Belange, insbesondere des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege, nicht beeinträchtigt werden, mit Zustimmung der 

Flurbereinigungsbehörde beseitigt werden (§ 34 Abs. 1 Nr. 3 FlurbG). 
 

4. Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung übersteigen, 

bedürfen der Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde (§ 85 Nr. 5 FlurbG). 
 

5. Sind entgegen der Anordnung zu 2. und 3. Änderungen vorgenommen oder Anlagen 
errichtet oder beseitigt worden, so können sie im Flurbereinigungsverfahren unberücksichtigt 
bleiben. Die Flurbereinigungsbehörde kann den früheren Zustand gem. § 137 FlurbG wieder 

herstellen lassen, wenn dieses der Flurbereinigung dienlich ist (§ 34 Abs. 2 FlurbG). Sind 

Eingriffe entgegen der Anordnung zu 7. vorgenommen worden, so muss die 

Flurbereinigungsbehörde Ersatzpflanzungen auf Kosten der Beteiligten anordnen (§ 34 
Abs. 3 FlurbG). 
 
Sind Holzeinschläge entgegen der Anordnung zu 4. vorgenommen worden, so kann die 
Flurbereinigungsbehörde anordnen, dass derjenige, der das Holz gefällt hat, die abgeholzte 
oder verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichtsbehörde wieder 

ordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat (§ 85 Nr. 6 FlurbG). 
 

6. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnungen zu Ziffer 2., 3. und 4. dieses Beschlusses sind 
Ordnungswidrigkeiten und können mit einer Geldbuße bis zu 500 Euro für den einzelnen 

Fall geahndet werden (§ 154 FlurbG, §§ 1 und 17 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten - OWiG - in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19.02.1987 - BGBl. I S. 602), in der derzeit gültigen Fassung. Unter Umständen kann 

auch eine höhere Geldbuße auferlegt werden (§ 17 Abs. 4 OWiG). Außerdem können 

Gegenstände eingezogen werden, auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht (§ 154 Abs. 
3 FlurbG). 
 

Die Bußgeldbestimmungen nach anderen Gesetzen bleiben unberührt. 
 
 
 
Im Auftrag:  
 
gez. Martin Gottwald  
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Gemeinde Nottuln        Nottuln, 29.06.2012 

Der Bürgermeister  

- Bürgerservice (Meldewesen) - 

 

 

 

 

 

 

Im Monat Mai 2012 wurden beim Bürgerservice (Meldewesen) der Gemeinde Nottuln folgende 

Gegenstände als gefunden gemeldet: 

 

Eigentumsansprüche können im Verwaltungsgebäude Stiftsplatz 8, Bürgerservice,              

 Tel. 02502/942-332, geltend gemacht werden. 

 

 

            3 Damenräder 

2 Herrenräder 

1 Mountainbike  

   1 Handtasche  

   2 Jacken  

   1 Pullover  

   1 Armbanduhr 

      Bargeld  

 

 

 

Im gleichen Zeitraum wurden folgende Gegenstände als verloren gemeldet: 

 

   2 Damenhollandräder 

   1 Herrenrad 

1 Mountainbike 

1 Trekkingrad   

1 Geldbörse 

1 Kamera  

2 Handys  

 

 

 

 

 

 

Im Auftrag 

 
(Kockmann) 
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Gemeinde Nottuln        Nottuln, 29.06.2012 

Der Bürgermeister  

- Bürgerservice (Meldewesen) - 

 

 

 

 

 

 

Im Monat Juni 2012 wurden beim Bürgerservice (Meldewesen) der Gemeinde Nottuln folgende 

Gegenstände als gefunden gemeldet: 

 

Eigentumsansprüche können im Verwaltungsgebäude Stiftsplatz 8, Bürgerservice,               

Tel. 02502/942-332, geltend gemacht werden. 

 

 

            2 Damenräder 

 1 Damenhollandrad 

2 Herrenräder 

1 Trekkingrad  

1 Jugendrad  

   1 Geldbörse   

   1 Handy  

   1 Ring 

   2 Armbanduhren 

   1 Halstuch  

   1 Fahrradhelm  

      Kleidung  

 

 

Im gleichen Zeitraum wurden folgende Gegenstände als verloren gemeldet: 

 

 

 2 Damenräder 

4 Damenhollandräder  

1 Herrenrad  

1 Mountainbike   

   1 Jacke  

   1 Herrensakko  

    

    

 

 

Im Auftrag 

 
(Kockmann) 
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